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Finden Sie Ihr „Dreamteam“
Fließende Kommunikation, gezielte Koordi-
nation oder Motivation – nur,wer seine Mitar-
beiter richtig führt, hat auch Erfolg.

Aussteiger auf Zeit
Welche Vorteile und Chancen ein beruflicher
Auslandsaufenthalt für junge Zahntechniker
mit sich bringt, erläutert Thomas Dürr.

Auslandsgeschäfte Teil 2
RA Dr. Stefan Stork vom Zentralverband des
Deutschen Handwerks über rechtliche Rah-
menbedingungen im EU-Binnenmarkt.

Herstellung einer VMK-Brücke

Eine Keramik, die es in sich hat – Joachim Bre-
denstein über die Verblendkeramik Carat der
Firma Hager & Werken.
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(kh) – Das Bundesverfassungs-
gericht hat mit Beschluss vom
13.September das seit 2003 gel-
tende Beitragssatzsicherungs-
gesetz (BSSichG) bestätigt.
Die Länder Baden-Württem-
berg und Saarland hatten ei-
nen Normenkontrollantrag
dagegen eingereicht,da sie die
Grundrechte der Leistungsan-
bieter durch das Gesetz ver-
letzt sahen. Zudem vertraten
sie die Auffassung, dass die 
Verabschiedung des Gesetzes
der Zustimmung des Bundes-
rates bedurft hätte.Der 2.Senat
hat diese Argumentationen 
mit seinem aktuellen Beschluss 
jedoch zurückgewiesen.
Mit dem Beitragssatzsiche-

rungsgesetz wollte die rot-
grüne Regierungskoalition u.a.
das Beitragssatzniveau stabili-
sieren und finanziellen Spiel-
raum für Reformen schaffen.
Dafür wurden die Leistungser-
bringer in die Pflicht genom-
men. So hat das ZT-Handwerk
dem BSSichG eine Absenkung
der zahntechnischen Preise
um 5 % zu verdanken. Gegen
das Gesetz haben die Zahn-
techniker – wie auch Apo-
theker, Arzneimittelhändler
und Pharmahersteller – Ver-
fassungsbeschwerden einge-
reicht, da es ihr Grundrecht 
der Berufsfreiheit verletze.Die
Beschwerden sind noch offen
und beim 1.Senat anhängig.

Der VDZI macht sich aller-
dings keine allzu großen Hoff-
nungen, dass den Beschwer-
den stattgegeben wird. Denn
der 2.Senat hat in Zusammen-
hang mit seinem aktuellen Ur-
teil geäußert, dass die im Ge-
setz verankerten, die Berufs-
ausübung betreffenden Re-
gelungen durch „vernünftige
Gründe des Gemeinwohls“
gerechtfertigt seien. Damit
hätte das ZT-Handwerk nichts
vom 1. Senat zu erhoffen, so
die Befürchtung des Dachver-
bandes. „Es wäre blauäugig 
zu glauben, die Senate hätten
sich hier nicht abgestimmt.“ 
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Zurücknahme der 5%igen Preisabsenkung rückt weiter in die Ferne

Gericht weist Klagen zurück
Beitragssatzsicherungsgesetz laut Bundesverfassungsgericht mit Grundgesetz vereinbar/ 
Positiver Ausgang der noch offenen Beschwerde der Zahntechniker damit unwahrscheinlich 

(dh) – Die Kassenzahnärztliche
Bundesvereinigung (KZBV)
besteht nach wie vor auf ihrer

Aussage,dass durch die Festzu-
schüsse weder die Aufträge der
Zahnärzte und Zahntechniker
noch das Versorgungsniveau
bei den Patienten deutlich ge-

sunken sei. Dass ein solcher 
Tenor nicht nur völlig an der
Wirklichkeit vorbeigeht, son-
dern für die Betroffenen katas-
trophal ist, darüber herrscht –
zumindest in Bayern – jetzt
auch offiziell Einigkeit. So ha-
ben sich die nord- und südbay-
erischen Zahntechniker-In-
nungen sowie die Kassenärzt-
liche Vereinigung Bayerns
(KZVB) mit Unterstützung der
AOK Bayern an Christa Ste-
wens (CSU) gewandt.Neben ei-
nem offiziellen Brief sollte die
bayerische Staatsministerin
für Arbeit und Soziales vor al-
lem auch im persönlichen Ge-
spräch auf den deutlichen
Rückgang der Patientenfre-
quenz in Zahnarztpraxen so-
wie auf die drohende Unter-

versorgung mit Zahnersatz
aufmerksam gemacht werden.
Ziel der Aktionsgemeinschaft:
Die Bevölkerung muss in ein
überarbeitetes und verbesser-
tes Festzuschuss-System neues
Vertrauen fassen, eklatante
Leistungseinschränkungen
und Inkonsistenzen müssen
behoben werden.
Die Zahlen der AOK sind hier-
bei eindeutig. Waren in den
ersten fünf Monaten des Vor-
jahres noch 78 % aller Ver-
sorgungen für den Patienten
ohne Mehrkosten,konnten im
gleichen Zeitraum 2005 nur
noch 40 % der geplanten Be-
handlungen als Regelversor-
gung durchgeführt werden.

Nord- und Südbayerische Zahntechniker-Innungen rufen zu Aktionen auf

Nachbesserungen bei den Festzuschüssen
NBZI, SZI und KZVB fordern Bayerns Sozialministerin Stewens zum Handeln auf. Leistungs-
einschränkungen und Inkonsistenzen des Festzuschuss-Systems müssen behoben werden.
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(dh) – Nachdem durch die
Umsetzungsprobleme der
neuen Festzuschüsse bereits
erhebliche Einbußen auch 
bei den sächsischen Zahntech-
nikern zu verzeichnen sind,
hat nun die AOK Sachsen,
wie im letzten Jahr, das Bud-
get der Zahnärzte radikal 
beschnitten. Hindergrund:
Die Pauschale, welche die
Kasse für ihre Mitglieder pro
Jahr an die Zahnärzte über-
weist, ist bereits erschöpft.
Obwohl zahntechnische
Leistungen bis auf wenige
Ausnahmen von dieser Bud-
getierung nicht betroffen
sind, ist die Bevölkerung den-
noch verunsichert. Weder
Zahnärzten noch Zahntech-
nikern gelang es bislang,
wirksam dagegenzuhalten.
Im Gegenteil. Die Freie
Presse, auflagenstärkste Zei-
tung in ganz Sachsen,berich-
tete auf der Titelseite über 
die absolute „Notversorgung“
der Versicherten bis zum

Jahresende. „Nur wer
Schmerzen hat oder eine
Untersuchung für sein Bo-
nusheft benötigt, wird noch 
in diesem Jahr behandelt“,
wird Dr. Thomas Breyer,
Sprecher der KZV Sachsen,
zitiert. Gegenüber der ZT
Zahntechnik Zeitung bedau-
erte Breyer, dass nur diese
Aussage wiedergegeben sei.
Wichtig sei vielmehr die Aus-
sage, dass Zahnersatzleis-
tungen keinerlei Budgetie-
rung mehr unterliegen. Es
liege nun an den Zahnärzten,
die Versicherten über diesen
Sachverhalt aufzuklären, so
Breyer weiter.
Doch bis bei den Patienten
Klarheit darüber vorliegt,
werden auch solche verunsi-
chert aus der Praxis fernblei-
ben, die sich bislang noch
nicht durch die undurchsich-
tigen Festzuschussregelun-
gen davon haben abhalten
lassen. Das Jahr scheint für
die sächsischen Dentallabo-

ratorien endgültig gelaufen.
Doch nachgeben will am
Ende keiner. Die Zahnärzte

wollen laut ihrem Sprecher
Dr. Breyer ohne Honorar
nicht mehr arbeiten. Für die
AOK ist der Streik der Zahn-
ärzte hingegen der unberech-
tigte Versuch, 100 Prozent
Westhonorar zu „erpressen“.
Zurück bleibt das Dentalla-
bor, eigentlich Partner der
Zahnärzte und Krankenkas-
sen.
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Nach Umsatzeinbußen dank Festzuschüssen droht erneute Talfahrt

Budget in Sachsen wieder gekürzt
Im Freistaat hat die AOK einmal mehr den Geldhahn für die Zahnärzte zugedreht.
Entgegen Pressemeldungen sind Zahnersatz-Versorgungen jedoch nicht betroffen.
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Dr. Thomas Breyer


